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Politologische Zugänge zur 
Hochschulforschung 

 
 
 
 

Nicht zuletzt aufgrund der Nähe zwi-
schen Hochschulen und ihrem sozioöko-
nomischen Umfeld hat sich die Hoch-
schulforschung in Deutschland im Ge-
gensatz zu den USA nicht als eigene 
wissenschaftliche Disziplin etabliert, 
sondern als Forschungsfeld verschiede-
ner Disziplinen, z.B. Geschichtswissen-

schaften, Wirtschaftswissenschaften, Pädagogik, Politikwissenschaften 
und Philosophie. Um der Komplexität des Forschungsfeldes gerecht zu 
werden, haben viele bisherige Studien einen interdisziplinären Charakter 
(Teichler 1996: 26). Ähnlich wie die Hochschulforschung zeichnet sich 
die Politikwissenschaft durch ihre inhärent bedingte Anschlussfähigkeit 
für andere Disziplinen aus. Die Politikwissenschaft kann die Determinan-
ten politischer Prozesse und Ergebnisse nicht erklären, ohne auf Konzepte 
der angrenzenden sozialwissenschaftlichen Disziplinen zurückzugreifen 
(Kogan 1984: 58). Dies wirft die Fragen auf: Was macht speziell politolo-
gische Zugänge zur Hochschulforschung aus? Worin besteht der diszipli-
näre Kern der Politikwissenschaft, und wie wird er am Forschungsgegen-
stand der Hochschulen zur Geltung gebracht? Welche Faktoren beeinflus-
sen den Wandel politologischer Zugänge zur Hochschulforschung? 

Im Folgenden sollen diese Fragen am Beispiel der politikwissen-
schaftlichen Diskussion zum aktuellen hochschulpolitischen Struktur-
wandel untersucht werden. Aktuelle politologische Zugänge zur Hoch-
schulpolitik sind vergleichsweise weniger staatszentriert als frühere poli-
tikwissenschaftliche Auseinandersetzungen im deutschsprachigen wie in-
ternationalen Raum (vgl. Webler 1984; Kogan 1992). Der Fokus liegt auf 
internationalen Entwicklungsdeterminanten der Hochschulpolitik sowie 
hybriden Formen der politischen Steuerung im Schnittbereich aus Staat, 
Markt und Zivilgesellschaft (Governance). Dennoch befasst sich auch ein 
Großteil der aktuellen Forschung mit dem Strukturwandel des Staates. 
Empirische Analysen zur Veränderung politischer Machtverhältnisse im 
Hochschulsektor zeigen, dass Staaten steuerungspolitische Macht nur 
sehr selektiv und in bestimmten Verantwortungsbereichen an internatio-
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nale Organisationen und zivilgesellschaftliche Akteure delegieren (Gen-
schel/Zangl 2007). Statt der politischen Machtbefugnisse des Staates än-
dern sich häufig lediglich die Instrumente staatlicher Steuerung. Insoweit 
Staaten tatsächlich machtpolitische Verluste hinnehmen müssen, resultie-
ren diese häufig aus nicht intendierten Seiteneffekten der staatlichen An-
wendung neuer Steuerungsinstrumentarien in Form von Governance (Mar-
tens/Wolf 2006). Unterschiedliche politologische Zugänge zur Hochschul-
forschung eint somit die Frage nach Macht, Autorität und Einfluss im Po-
litikfeld Hochschulen. In Auseinandersetzung mit Akteuren, Strukturen 
und Prozessen der Hochschulpolitik stellt die Politikwissenschaft nicht 
ausschließlich die Lasswell'schen Verteilungsfragen „Who gets what, 
when, how?“ (Lasswell 1972); darüber hinaus geht es um die kausalen 
Zusammenhänge und Mechanismen machtpolitischer Entwicklungspro-
zesse in länderspezifischen Hochschulsystemen.  

Politologische Zugänge zur Hochschulforschung sind häufig durch 
wissenschaftsimmanente Entwicklungen (z.B. Krisen, ideologische Kon-
flikte) beeinflusst. Dies lässt sich am Beispiel der deutschen Politikwis-
senschaft zu Beginn der siebziger Jahre illustrieren.  

Nachdem die Hochschulexpansionsphase den bundesdeutschen Hoch-
schulen zunächst den explosionsartiger Anstieg der Zahl der Professuren, 
Mittelbaustellen und auch Studierenden im Fach Politikwissenschaft be-
schert hatte, durchlief das Fach ab Anfang der siebziger Jahre eine exis-
tentielle Krise, die in der ideologischen Zerrissenheit politologischer An-
sätze begründet war (Bleek 2001: 360). Im Kampf um disziplinäre Integ-
rität und Selbstbehauptung war die bundesdeutsche Politikwissenschaft 
zunächst durch die Distanznahme zur Hochschulforschung geprägt (vgl. 
Enders 2009).  

Auch der subdisziplinäre Zugang zum Forschungsgegenstand Hoch-
schulen entwickelte sich in Deutschland nur zögerlich (Webler 1984: 
273). Ein Beispiel bildet der Vergleich der politikwissenschaftlichen 
Verbändeforschung in den USA und Deutschland. In den USA hat sich 
die Verbändeforschung als Teil der Politikwissenschaft sehr viel früher 
etabliert hat als in Deutschland. Gesellschaftliche Akteure im Hochschul-
sektor (Verbände und soziale Bewegungen) wurden folglich in der US-
amerikanischen Politologie eher berücksichtigt als innerhalb der deut-
schen Politikwissenschaft, wo die Auseinandersetzung mit dem hoch-
schulpolitischen Einfluss der Gewerkschaften und Spitzenverbände der 
deutschen Wirtschaft oder der Frauenbewegung bis in die 1990er Jahre 
hinein eine Art Nischendasein fristete (vgl. Färber 2000; Kreft 2006; 
Zimmer 2007). 
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Darüber hinaus sind es vor allem die jeweils aktuellen politischen Zu-
sammenhänge, die politologische Zugänge zur Hochschulforschung Ein-
fluss beeinflussen (vgl. Webler 1984: 273). Wie im Folgenden näher ar-
gumentiert wird, ist die aktuell beobachtbare Belebung der politikwissen-
schaftlichen Hochschulforschung in erster Linie der Reformintensität na-
tionaler Hochschulsysteme in den letzten Jahren geschuldet. 

 
1. Analysen des aktuellen hochschulpolitischen 

Strukturwandels 
 
Spätestens im neuen Jahrtausend sind nationale Hochschulsysteme auf-
grund interner und externer Impulse dynamischen Veränderungen ausge-
setzt, die in vielen Fällen die Neuordnung des Verhältnisses zwischen 
Staat und Hochschulen zur Folge haben (vgl. Martens et al. 2010; Dob-
bins 2011a; 2011b; Musselin 2009). Gleichzeitig sind in den letzten Jah-
ren diverse internationale und europäische Plattformen (z.B. der Bologna-
Prozess und die OECD) für die gemeinsame Gestaltung von Hochschul-
politik entstanden, die wiederum nachweisbare Rückwirkungen auf natio-
nale Politikgestaltungsprozesse entfalten (vgl. Martens et al. 2007; 2010; 
Dobbins 2011a; 2011b). Insbesondere die Entwicklungen im Bereich der 
Hochschulsteuerung stellen wichtige Anschlusspunkte für die politikwis-
senschaftliche Governance-Forschung dar.  

Die klassische Governance-Forschung, die seit den 1990ern als etab-
liertes politikwissenschaftliches Forschungsfeld gelten kann, befasst sich 
vorwiegend mit institutionalisierten Regelsystemen mit Lenkungsfunktio-
nen (z.B. Markt, Hierarchie, Mehrheitsregeln, Verhandlungsregeln) sowie 
unterschiedlichen Interaktionsmustern und Modi kollektiven Handelns 
innerhalb von Organisationsgrenzen zwischen Staat und Gesellschaft. 
Eben solche institutionalisierten Regelsysteme und Überschneidungen 
zwischen Staat, Markt und Gesellschaft lassen sich im Hochschulsystem 
wiederfinden, so dass moderne Hochschulsysteme als politikfeldspezifi-
sche ‚Mikrokosmen‘ der übergreifenden gesellschaftlichen Veränderun-
gen im Hinblick auf Governance- und Regulierungsmuster betrachtet 
werden können. Erstaunlich ist jedoch, dass bisher nur wenige Synergien 
zwischen der Forschung zu Hochschul-Governance, die sich bereits in 
den 1980ern etablierte, und der klassischen politikwissenschaftlichen Go-
vernance-Forschung bestehen. Dies gilt ungeachtet der Tatsache, dass 
sich diverse Hochschulforscher in ihren Analysen nationaler Steuerungs-
hybride zwischen Staat und Hochschulen auf klassischem politikwissen-
schaftlichem Terrain bewegen (Clark 1998; Braun/Merrien 1999; Ferlie/ 
Musselin/Andresani 2008).  
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Ein wichtiger Ausgangspunkt zur Typologisierung von Hochschulsys-
temen am Knotenpunkt zwischen staatlichen, sozioökonomischen und 
akademischen Interessen ist das so genannte Clark’sche Dreieck, welches 
die Hochschulsteuerung als Tauziehen zwischen akademischer Oligar-
chie, Staat und Markt konzipiert (Clark 1983). Aus der unterschiedlichen 
Machtverteilung zwischen diesen drei Kräften lassen sich in Europa drei 
klassische Modelle der Hochschulkoordination herleiten, die nicht nur 
Autonomie und Macht unterschiedlich verteilen, sondern auch in ihren 
unterschiedlichen Funktionslogiken historische Entwicklungen wider-
spiegeln.  

Im „staatlichen Autoritätsmodell“, welches auf das napoleonische 
Hochschulwesen Frankreichs zurückgeht, sind Universitäten hoheitsstaat-
lich gelenkte Einrichtungen und verfügen nur über begrenzte Autonomie 
bei der Erfüllung ihrer Aufgaben (Clark 1983; Olsen 2007; Dobbins/Knill 
2009). Hierarchische staatliche Kontrollbefugnisse und Interventionen er-
strecken sich auf zahlreiche Bereiche wie das Budget, Zulassungen von 
Studierenden, Studienpläne, Qualitätssicherung, Personalrekrutierung 
und universitäre Außenbeziehungen zu gesellschaftlichen Akteuren (Nea-
ve/van Vught 1991, xi-xxii).  

In weiten Teilen Nord-, Mittel- und Osteuropas entwickelte sich da-
gegen das Humboldtsche „Modell der selbstverwaltenden wissenschaftli-
chen Gemeinschaft“ (Olsen 2007). Kennzeichnend dafür ist die universi-
täre Selbstverwaltung im Rahmen korporatistischer Arrangements zwi-
schen Staat und Universitäten im Hinblick auf rechtliche Rahmenvorga-
ben und Finanzplanung (Olsen 2007; Dobbins/Knill 2009). Ein zentraler 
Aspekt ist die kollegiale Steuerung durch das professorale Lehrstuhlsys-
tem (Clark 1983; Schimank 2005).  

Diesen beiden Modellen diametral entgegengesetzt ist das zunehmend 
verbreitete angelsächsisch geprägte „Marktmodell“. Diesem liegt die An-
nahme zugrunde, dass Universitäten am effektivsten funktionieren, wenn 
sie frei von staatlicher Lenkung wie Wirtschaftsunternehmen geführt 
werden (Dill 1997). Die zentralen Entscheidungsbefugnisse liegen dabei 
auf der Ebene der Universitätsleitung, die sich unternehmerischer Ma-
nagementmethoden bedient. Die Rolle des Staates beschränkt sich auf das 
Setzen von Steuerungsanreizen sowie die Gewährleistung von Transpa-
renz auf dem Bildungsmarkt und die Definition von Qualitätsstandards 
(Olsen 2007).1  

                                                           
1 Zur Entwicklung empirischer Indikatoren für unterschiedliche Hochschulsteuerungsmo-
delle, siehe Dobbins/Knill/Vögtle (2011); Dobbins (2011). 
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Bezug nehmend auf die Arbeiten von Clark haben diverse Autoren 
neuere Formen von Hochschul-Governance typologisch konzeptualisiert. 
So unterscheiden beispielweise van Vught (1989) und Goedegebuure et 
al. (1993) zwischen Modellen staatlicher Kontrolle und staatlicher Auf-
sicht (engl. State Control vs. State Supervising Model), wobei im letzte-
ren Fall der Staat nicht als „Designer“ des Hochschulwesens fungiert, 
sondern eher als „Schiedsrichter“, „Vermittler“ oder „Stimulator“ weit-
gehend autonomer Hochschulsysteme. 

Zurzeit befinden sich historisch verankerte Hochschulsteuerungs-
strukturen in nahezu allen Ländern in einem dynamischen Wandlungs-
prozess. Das Aufkommen der Wissensökonomie, sozioökonomischer und 
finanzpolitischer Problemdruck sowie der gestiegene nationale und glo-
bale Wettbewerbsdruck haben die Rahmenbedingungen nationaler Hoch-
schulsysteme weitgehend verändert. Vor dem Hintergrund von Transna-
tionalisierungsprozessen wie des Bologna-Prozesses und der Diffusion 
des New Public Management sind nationale Hochschulsysteme nicht nur 
einem erheblichen Anpassungsdruck ausgesetzt, sondern auch mit unter-
schiedlichen Steuerungsstrategien fürs Hochschulwesen (Vaira 2004; Ol-
sen 2007; Krücken et al. 2007).  

Die bisherige Forschung hat gezeigt, dass angesichts gleichzeitiger 
Spar- und Modernisierungszwänge nationale Bildungspolitiker neue 
Steuerungsinstrumente entwickeln, die unmittelbare Auswirkungen auf 
die Funktionsweise einzelner Hochschulen sowie die Rolle des Staates 
und die Verflechtungen zwischen Universitäten und ihrem sozioökono-
mischen Umfeld entfalten. Dabei kommt es beispielsweise vielfach zum 
Abbau hierarchischer staatlicher Steuerungsstrukturen und zum Rückzug 
des Staates als Hauptfinanzierer sowie zur zunehmenden Einbindung ex-
terner Partner (Stakeholders) in universitäre Entscheidungsprozesse. Vie-
le gegenwärtige Hochschulreformen werden unter dem Stichwort „Ver-
marktlichung“ (Marketization) subsumiert, die mit der Gewährung erwei-
terter Steuerungskompetenzen an die Hochschulverwaltung sowie einem 
stärkeren Fokus auf die wirtschaftliche Verwertbarkeit von Bildung und 
Forschung einhergeht (Phillip 2000; Neave 2003; Olsen 2007). Dabei 
thematisiert Neave (1999) beispielsweise den Wandel des staatlichen Ein-
flusses, nämlich von einer ex ante „Prozesskontrolle“ hin zu einer ex post 
„Produktkontrolle“, wobei ein stärkerer Fokus auf institutionelle Outputs 
und vergleichende Leistungsindikatoren gelegt wird (Neave 1999). 

In der Hochschulforschung ist in den letzten Jahren eine Fülle an 
Konzepten zur Beschreibung der vielfältigen neuen Hochschulsteue-
rungsmodelle entstanden. Beispielsweise entwickelte Sporn (1999) das 
Konzept der Shared Governance, welches die konsensorientierten Ver-



 

die hochschule 2/2011 61

handlungen zwischen Staat und Hochschulen sowie die zunehmende Ent-
scheidungsmacht externer Stakeholder bei der Entwicklung und Umset-
zung kollektiver Ziele im Hochschulwesen unterstreicht. Braun (2001) 
spricht in diesem Zusammenhang vom Aufkommen eines Corporate Go-
vernance-Modells mit Fokus auf die unternehmerischen Kapazitäten von 
Hochschulen und deren strategische Planungskapazitäten. Dabei werden 
Universitäten sowohl als proaktive als auch als reaktive Organisationen 
mit starker akademischer Präsenz in Entscheidungsgremien konzipiert.  

Dieses Konzept unterscheidet sich vom Entrepreneurial Model (Clark 
1998) und vom Triple-Helix-Modell (Etzkowitz 2003), welche die Be-
mühungen moderner Universitäten hervorheben, sich durch angewandte 
Forschung und Innovationsförderung industrielles Kapital anzueignen. 
Braun und Merrien (1999) und Braun (2001) betonen auch, dass sich der 
New Managerialism als Leitprinzip zur Modernisierung und Steuerung 
der Hochschulsysteme vieler OECD-Länder etabliert hat. Damit geht eine 
stärkere Marktorientierung der Universitäten einher, die gekennzeichnet 
ist durch eine stärkere Dezentralisierungs- und Wettbewerbspolitik, zu-
nehmende institutionelle Autonomie, die Festlegung quantitativer und 
qualitativer Zielsetzungen sowie die Entwicklung und Gestaltung eines 
transparenten Hochschulmarktes durch den Staat (Ferlie/Musselin/Andre-
sani 2008). Kurzum: einerseits lassen sich zunehmende Versuche des 
Staates beobachten, Hochschulen im Einklang mit sozioökonomischen 
Interessen zu steuern. Andererseits wird die eigenständige Handlungska-
pazität der Hochschulen erweitert.  

 
1.1. Der Bologna-Prozess als Eisbrecher 

 
Obwohl die oben erwähnten Studien der klassischen Hochschulforschung 
ein tieferes Verständnis der historischen Wurzeln und gegenwärtigen 
Veränderungen nationaler Hochschulsysteme vermitteln, können sie in 
weiten Teilen als sehr deskriptiv und atheoretisch gelten (Goedegebuure/ 
van Vught 1996: 30). Dabei fehlt es noch an methodisch und theoretisch 
fundierten Studien, die über die deskriptive Ebene hinausgehen und die 
unterschiedlichen treibenden Kräfte des Wandels in diesem Politikfeld 
analytisch herausarbeiten. Doch eben dies scheint sich seit ca. 2005 ver-
ändert zu haben, denn mit dem Bologna-Prozess ist ein explosionsartiger 
Anstieg an politikwissenschaftlichen Analysen zur Hochschulpolitik zu 
verzeichnen. Mit anderen Worten fungiert der Bologna-Prozess offenbar 
als Eisbrecher für stärkere Synergien zwischen der Hochschulforschung 
und Politikwissenschaft.  
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Als erste einschlägige vergleichende politikwissenschaftliche Unter-
suchung zu den Auswirkungen des Bologna-Prozesses kann die Studie 
von Witte (2006) gelten, die anhand des akteurszentrierten Institutiona-
lismus den Grad der Anpassung von vier europäischen Hochschulsyste-
men (Deutschland, England, Frankreich, Niederlande) an die zweistufi-
gen Studienstrukturen, die im Rahmen des Bologna-Prozesses empfohlen 
werden, untersucht. Anhand dieser vier Fallstudien arbeitet die Autorin 
die institutionellen Erklärungsfaktoren heraus, die die Anpassungsfähig-
keit eines Staates positiv (z.B. Handlungskapazität des Ministeriums, Ak-
teurspräferenzen, Konsensfähigkeit) bzw. negativ (z.B. fest verankerte 
Leitideen, Euroskeptizismus, Föderalismus) beeinflussen. Abgesehen von 
dieser wegweisenden Studie zu strukturellen Aspekten nationaler Hoch-
schulsysteme scheint sich jedoch ein gemeinsamer Trend in der politik-
wissenschaftlichen Bologna-Forschung abzuzeichnen, nämlich die Be-
zugnahme auf das Analysekonzept Governance. Ausnahmslos alle Ana-
lysen greifen das Governance-Konzept auf, wenn es um folgende Phä-
nomene geht: 1) die Entstehung des Bologna-Prozesses und die dafür 
maßgeblichen Machtkalküle nationaler Akteure; sowie 2) die Auswir-
kungen dieser neuen Form von Soft Governance, also nicht bindender 
Steuerung, auf die nationale Politikgestaltung und die daraus resultieren-
den neuen Machtkonstellationen. 

Als ein unerwartetes Europäisierungsphänomen (Corbett 2005), das 
außerhalb des Politikgestaltungsrahmens der EU stattfindet, entzieht sich 
der Bologna-Prozess der politologischen Begrenzung des Governance-
Begriffs auf territoriale Politikeinheiten und Institutionen. Mit 47 Unter-
zeichner-Staaten und der EU-Kommission als volle Mitglieder lässt sich 
dieser europäische Hochschulreformprozess weder der supranationalen 
noch der internationalen Politik eindeutig zuordnen (Toens 2009b). Per-
spektiven der europäischen und Mehrebenen-Governance, die üblicher-
weise auf die EU zugeschnitten sind (z.B. Heinelt/Knodt 2008), greifen 
zu kurz; aus demselben Grund ist auch die Anwendung einschlägiger 
Analyseperspektiven der Europäisierungsforschung begrenzt, da diese 
sich typischerweise mit den Rückwirkungen der EU auf die Innenpolitik 
der EU-Mitgliedstaaten befasst (kritisch Megie/Ravinet 2008). 

Manche Beschreibungen verweisen auf die Präsenz von genau den 
Merkmalen, die die politikwissenschaftliche Governance-Definition ent-
hält, wie etwa hybride Lenkungsstrukturformen zwischen Staat, Markt 
und supranationalen Organisationen mit der Einbindung wirtschaftlicher 
Stakeholder und gesellschaftlicher Akteure. Beispielsweise impliziere der 
Bologna-Prozess „das Aufkommen neuer horizontaler Interaktionsmuster 
durch die Pflege von Netzwerken in einer dynamischen, interaktiven Po-
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licy-Arena“ (Vögtle/Knill/Dobbins 2011: 9). Vor diesem Hintergrund 
werden vermehrt politikwissenschaftliche Versuche unternommen, die 
Governance-Mechanismen des Bologna-Prozesses in analytischer und in-
stitutionalistischer Hinsicht aufzuarbeiten. Walter (2006) argumentiert 
beispielsweise, dass sich ein neuer Koordinierungsmodus europäischer 
Hochschulpolitik herauskristallisiert. Gesteuert wird dieser Neuordnungs-
prozess durch ein komplexes, multilaterales und hybrides institutionelles 
Arrangement. Ravinet (2007; 2008) befasst sich ebenfalls mit der Gene-
se, Weiterentwicklung und Institutionalisierung des Prozesses und legt 
detailliert dar, wie sich freiwillige, flexible Koordination im Hochschul-
bereich hin zu einem System „überwachter Koordination“ (Monitored 
Coordination) entwickelt hat. In diesem Zusammenhang beschreibt auch 
Neave (2009) die Institutionalisierung verschiedener thematischer Impul-
se (z.B. lebenslangen Lernens, der sozialen Dimension der Hochschulbil-
dung und Arbeitsmarktfähigkeit der Absolventen) bei den Bologna-Kon-
ferenzen in Prag (2001), Berlin (2003) und Bergen (2005) sowie die In-
tegration unterschiedlicher kultureller und akademischer Visionen zu As-
pekten, wie beispielsweise Wettbewerb, Regionalisierung und Institutio-
nalisierung, in den Bologna-Prozess.  

Die idiosynkratischen Strukturen und Steuerungsformen, die der Bo-
logna-Prozess hervorgebracht hat, werfen außerdem Fragen auf, die in 
klassisch politologische Auseinandersetzungen mit Macht, Herrschaft 
und demokratischer Legitimation hineinreichen. Warum fügen sich Staa-
ten dort nicht, wo bindendes Recht herrscht, aber dort, wo auf rechtliche 
Vorgaben verzichtet wird? Warum hat der Bologna-Prozess binnen ca. 
zehn Jahren 47 Staaten involviert, und wie ist die der starke Effekt auf die 
nationalen hochschulpolitischen Strukturen zu erklären, die der Bologna-
Prozess in vielen dieser Staaten gezeitigt hat?  

Gerade hier wird der Mehrwert eines politikwissenschaftlichen Zu-
gangs deutlich: Diverse Politikwissenschaftler konnten zeigen, dass stra-
tegische und machttaktische Überlegungen nationaler bildungspolitischer 
Entscheidungsträger nicht nur für die Initiierung, sondern auch für das 
Vorantreiben des Prozesses entscheidend waren. Entsprechend der so ge-
nannten „neuen Staatsräson“ (Wolf 2000) wird in der politikwissen-
schaftlichen Literatur vielfach argumentiert, dass Regierungen die zwi-
schenstaatliche Ebene nicht nur nutzen, um mit anderen Staaten Prob-
lemlösungsressourcen zu bündeln, sondern vor allem mit der Absicht, die 
innenpolitischen Handlungsspielräume zur Durchsetzung ihrer bevorzug-
ten Politikziele zu erweitern und auf ihre politischen Gegner Druck aus-
zuüben (Martens/Wolf 2006). In diesem Zusammenhang betont Toens 
(2009b), dass staatliche Vertreter bei der Unterzeichnung der dem Bolog-
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na-Prozess vorausgehenden Sorbonne-Erklärung und der Initiierung des 
Bologna-Prozesses insbesondere darauf bedacht waren, ihren Handlungs-
spielraum und ihre politische Autonomie gegenüber den Mitgestaltungs-
ansprüchen nichtstaatlicher nationaler Akteure zurückzugewinnen und 
langfristig zu schützen. Deshalb versuchten nationale Regierungen for-
male Willensbildungsprozesse und Konfliktpotentiale zu umgehen, in-
dem sie sich für einen Umweg über die europäische Ebene entschieden. 
Diese Strategie schmälerte die Rolle nationaler Interessenverbände und er-
möglichte es dem Staat, von außen Druck auszuüben (vgl. Toens 2009b).  

Auch andere Autoren stellen die Hypothese auf, dass staatliche Ak-
teure den Bologna-Prozess instrumentalisiert haben, um nationale Re-
formblockaden zu überwinden. Beispielsweise argumentieren Witte 
(2006) und Dobbins (2011b), dass das französische Bildungsministerium 
die Europäisierung der Hochschulpolitik vorantrieb, um zusätzliche Legi-
timität für die internen Hochschulreformen zu mobilisieren. Mit anderen 
Worten versuchten französische Bildungspolitiker durch die Schaffung 
einer europäischen Plattform zur Koordination der Hochschulpolitik eine 
zusätzliche Gelegenheit (Window of Opportunity) zu schaffen, um ihre 
nationalen Reformpläne trotz Widerständen auf nationaler Ebene zu ver-
wirklichen. Ähnliches gilt für den deutschen Bildungsföderalismus, denn 
erst im Kontext des Bologna-Prozesses gelang Bund und Ländern die 
Überwindung der hochschulpolitischen Blockademechanismen und nati-
onaler Reformstaus (Toens 2009a). 

Weitere politikwissenschaftliche Studien betonen die starke Binde-
wirkung der Bologna-Vorgaben auf nationaler Ebene sowie den hohen 
Grad der Anpassung an die empfohlenen Strukturen. Während die Euro-
paforschung unter dem Begriff der Compliance-Forschung einen eigenen 
Diskussionsstrang zu der Frage etabliert hat, warum Staaten rechtlich 
bindende Vorgaben der EU missachten (Börzel et al. 2006), fügen sich 
die Bildungs- und Wissenschaftsminister der 47 Bologna-Mitgliedstaaten 
ohne wenn und aber in einen Kooperationszusammenhang ein, der sich 
einzig auf rechtlich unverbindliche Absichtserklärungen stützt, indem al-
so auf rechtlich bindende Vorgaben voll und ganz verzichtet wird. Mit 
anderen Worten funktionieren die soften Formen politischer Steuerung 
(Martens/Leuze/Rusconi 2007; de Ruiter 2009; van der Wende/Huisman 
2003), die den Bologna-Prozess auszeichnen, oftmals besser als das eu-
ropäische Gemeinschaftsrecht.  

Einige politikwissenschaftliche Analysen erklären diesen Effekt durch 
die hohe konvergente Wirkung transnationaler Kommunikation (Dob-
bins/Knill 2009; Vögtle/Knill/Dobbins 2010; Dobbins 2011a). Im Gegen-
satz zu rigiden legislativen Vorgaben wurde mit dem Bologna-Prozess 
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eine Plattform für transnationales Problemlösen, lesson-drawing, sowie 
für die Förderung und schließlich Nachahmung gemeinsamer Politikmo-
delle geschaffen. Die hohe konvergente Wirkung des Prozesses erklärt 
sich durch das Streben von Staaten, ihre Legitimität zu erhöhen, indem 
sie Politikinhalte übernehmen, die in ihrem sozialen und institutionellen 
Umfeld dominieren (DiMaggio/Powell 1991: 70; Dobbins/Knill 2009). 
Mit anderen Worten sind staatliche Akteure darauf bedacht, ihre Länder 
international nicht zu isolieren und orientieren sich deshalb an dominan-
ten Politikmodellen, was letztendlich zu Politikkonvergenz führt. Neuere 
politikwissenschaftliche Untersuchungen zeigen sogar, dass einige der 
hochschulpolitischen Maßnahmen, die im Rahmen des Bologna-Prozes-
ses empfohlen werden, jenseits der 47 Mitgliedstaaten konvergieren 
(Vögtle/Knill/Dobbins 2011). 

Ein weiterer Fragenkomplex wird schließlich dort aufgeworfen, wo 
die soften Steuerungsinstrumentarien zwar in der Horizontale einzelner 
Politikebenen funktionieren, als vertikale Interventionsmechanismen je-
doch am passiven Widerstand der Hochschulbasis scheitern. Staatlichen 
Akteuren fehlt der Zugriff auf die gemeinsamen Wertorientierungen der 
Akteure an der Hochschulbasis, von deren Unterstützung die erfolgreiche 
Implementierung der Reformvorhaben abhängen kann (Benz et al. 2007: 
19). Wo softe Steuerungsinstrumentarien versagen, greifen staatliche Ak-
teure zunehmend auf die klassisch hierarchische Steuerungsphilosophie 
des Command-and-Control zurück. Eine derartige Situation trat in 
Deutschland ein als einige Bundesländer damit anfingen, ihren Hoch-
schulen gestufte Studienstruktur und externe Qualitätssicherung unter Be-
rufung auf den Bologna-Prozess gesetzlich vorzuschreiben. Unabhängig 
vom tatsächlichen Steuerungserfolg des Hochschulrechts (Hüther 2010) 
wirft diese Form der indirekten Kodifizierung die Frage nach der demo-
kratischen Legitimation von Politikentscheidungen auf, die nicht den üb-
lichen Weg der politischen Willensbildung durch nationale Öffentlichkeit 
und Parlamente durchlaufen haben.  
 
1.2. Studien zu den Auswirkungen der Europäisierung  
 
Die politikwissenschaftliche Forschung interessiert sich zunehmend auch 
für die konkreten Auswirkungen der oben besprochenen Transnationali-
sierungsprozesse auf die nationale Hochschulpolitik und insbesondere 
Hochschul-Governance und „Bildungsstaatlichkeit“ (Martens/Leuze/Ru-
sconi 2007; Jakobi/Martens/Wolf 2010; Jakobi/Teltemann/Windzio 2010). 
Dabei hat die Frage nach den Ursachen und Auswirkungen der dynami-
schen Veränderungen der oben beschriebenen nationalen Hochschulsteue-
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rungsmodelle politologische Zugänge zur Hochschulforschung bestärkt. 
Auch in diesem Zusammenhang kann die Politologie fundierte Antworten 
auf die zum Teil stark unterschiedlichen nationalen Reaktionen und Ent-
wicklungspfade liefern. Besonders nennenswert in diesem Zusammen-
hang ist das Forschungsprojekt ‚Staatlichkeit im Wandel – Internationali-
sierung von Bildungspolitik‘ an der Universität Bremen, aus dem bisher 
die meisten einschlägigen Veröffentlichungen zur Internationalisierung 
der Hochschulpolitik im Anschluss an Bologna hervorgegangen sind (zu-
letzt Martens et al. 2010). Das Projekt untersucht, ob Internationalisie-
rungstendenzen – vor allem der Bologna-Prozess und die PISA-Studie – 
zu einer veränderten Rolle des Staates im Bildungsbereich geführt haben. 
Dabei wird davon ausgegangen, dass die von der internationalen Ebene 
induzierten Entwicklungen durch nationale politisch-institutionelle Trans-
formationskapazitäten moderiert werden, die Umfang und Geschwindig-
keit von Veränderungen nationaler Bildungs- und Hochschulpolitiken be-
einflussen. Dazu gehören insbesondere kulturelle Leitideen, z.B. Bildung 
als Humankapital und Bildung als Bürgerrecht, und institutionelle Veto-
Punkte und -Spieler im politischen System.2  

Auch Musselin (2009) befasst sich mit der Frage der Nebeneffekte 
des Bologna-Prozesses auf nationale Governance-Strukturen im französi-
schen Fall. Dabei argumentiert sie, dass das französische Bildungsminis-
terium die Bologna-Reform instrumentalisierte, um innenpolitische Ziele 
durchzusetzen, die auf eine Transformation des Verhältnisses zwischen 
Hochschulen und Staat abzielten. So wurde beispielsweise die Einfüh-
rung der neuen Studienstrukturen auf Hochschulebene vom Staat benutzt, 
um den Hochschulen mittels vierjähriger Rahmenverträge mehr Autono-
mie zu übertragen.  

In einer Studie zu den neuen EU-Mitgliedsstaaten Polen, Rumänien, 
Tschechien und Bulgarien beschäftigen sich Dobbins und Knill (2009; 
auch Dobbins 2011a) mit den Auswirkungen des Bologna-Prozesses auf 
Hochschul-Governance. Auch wenn der Prozess kein spezifisches Steue-
rungsmodell vorgibt, dominieren marktorientierte Prinzipien und Instru-
mente, wie beispielsweise leistungsbasierte und diversifizierte Finanzie-
rung, unternehmerische Hochschulführung und verstärkte Kooperation 
mit Wirtschaftsunternehmen den gegenwärtigen hochschulpolitischen 
Diskurs. Dabei spricht sich die EU-Kommission, die eine immer wichti-
gere Rolle im Bologna-Prozess spielt, für marktorientierte Instrumente 

                                                           
2 Aus dem Projekt sind diverse Fallstudien hervorgegangen; etwa zu Deutschland (Niemann 
2010), zu Großbritannien (Knodel/Walkenhorst 2010), zum Nicht-EU-Land Schweiz (Bie-
ber 2010), zu Frankreich (Dobbins 2011b). 
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und Lösungsansätze aus. In ihrer Analyse des Zusammenspiels zwischen 
historisch verankerten hochschulpolitischen Institutionen und den iso-
morphen, d.h. strukturangleichenden, Effekten transnationaler Kommu-
nikation stellen die Autoren fest, dass in allen vier Untersuchungsländern 
der Bologna-Prozess eine wichtige Rolle für nationale Reformprozesse 
gespielt hat.  

Dabei weisen diese überdies in eine ähnliche Richtung – namentlich 
weg vor staatszentrierter Steuerung und akademischer Selbstverwaltung 
hin zum Marktmodell. Anhand von empirischen Indikatoren für die je-
weiligen Steuerungsmodelle (z.B. Finanzierungsansatz, dominantes Ma-
nagement-Paradigma, Entscheidungen über Bildungsinhalte und strategi-
sche Ziele) zeigen die Autoren allerdings, dass sich diese Entwicklung 
mit unterschiedlichen Geschwindigkeiten je nach institutionellen Aus-
gangsbedingungen vollzieht.3 Vor diesem Hintergrund kann der Bologna-
Prozess als zentraler Antriebsfaktor transnationaler Prozesse der Diffusi-
on marktorientierter Hochschulmodelle betrachtet werden. 

In einer neueren Analyse richten Nagel und Knodel (2009) den Fokus 
auf strukturelle Veränderungen politischer Interaktionsmodi und Netz-
werke auf nationaler Ebene, die durch Internationalisierungsprozesse wie 
den Bologna-Prozess bedingt sind. Anhand von vier Fallbeispielen – 
Deutschland, Großbritannien, Schweiz, Neuseeland – belegen die Auto-
ren mittels Netzwerkanalysen, dass eine Internationalisierung des Politik-
feldes Bildung stattfindet, indem internationale Akteure bei nationalen 
politischen Interaktionen zunehmend in Erscheinung treten. Gleichzeitig 
zeigen die Befunde, dass auch nationale Vetospieler Strategien entwi-
ckeln, um dieser neuen Konstellation zu begegnen. Zudem stellen die Au-
toren fest, dass es im deutschen und britischen Fall zu einer Zentralisie-
rung von Politiknetzwerken gekommen ist, während in der Schweiz be-
stehende Strukturen weitgehend aufrechterhalten wurden. 

Hervorzuheben in diesem Zusammenhang ist auch die Studie von Ser-
rano-Velarde (2008), die sich mit der Entstehung und Strukturierung ei-
nes neuen Organisationsfeldes im Bereich der Qualitätssicherung in 
Deutschland befasst. Infolge der staatlichen Deregulierungspolitik und 
des Bologna-Prozesses beschreibt die Autorin aus historischer Perspekti-
ve und im Hinblick auf das Spannungsverhältnis zwischen Staat und 
Hochschulen, wie es zur Gründung von Evaluations- und Akkreditie-

                                                           
3 Bulgarien und vor allem Rumänien können als Vorreiter gelten, während sich die stark 
Humboldt-geprägten Systeme Polens und der Tschechischen Republik im Zuge des Bolog-
na-Prozesses eher zögerlich einem marktorientierten Hochschulsteuerungsmodell angenä-
hert haben. 
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rungsagenturen kam. Auf der Grundlage der von DiMaggio und Powell 
geprägten Strukturationsvariablen (u.a. Regelungsdichte, Organisations-
strukturen, einheitliche Vision) führt die Autorin eine quantitative Netz-
werkanalyse durch. Serrano-Velarde argumentiert zum Schluss, dass sich 
„bislang noch kein Gleichgewicht durchgesetzt (habe) zwischen Letzt-
verantwortung und politischer Mitbestimmung, Delegation und Regulati-
on sowie der steuerungspolitischen Dimension von Qualitätssicherung 
und der europäischen Verantwortung zur Realisierung eines transnationa-
len Konsumentenschutzes“ (2008: 221). Aus diesem Grund plädiert sie 
für einen systematischeren Policy-Ansatz, der vom politischen System 
getragen wird und die Qualitätssicherung „von einem einseitigen Steue-
rungsinstrument zum demokratischen und liberalen Organisationsprinzip 
begleiten kann“ (2008: 222), das die angestrebte Qualitätskultur an den 
Hochschulen gewährleistet. 

 
2.  Schlussfolgerungen  
 
Gerade im Kontext der Europäisierung und Internationalisierung der 
Hochschulpolitik kann die Politikwissenschaft einen bedeutenden Beitrag 
zur Hochschulforschung leisten. Die Verwendung politikwissenschaftli-
cher Ansätze ermöglicht es insbesondere, über die rein deskriptive Ebene 
hinaus zu gehen und dabei Veränderungsprozesse im Hochschulwesen 
nicht nur zu verstehen, sondern auch analytisch und vergleichend zu er-
klären. Dabei bietet uns die Disziplin Aufschluss über eine ganze Reihe 
gegenwärtig relevanter Fragen. Zum Beispiel: Warum und inwieweit ver-
ändern sich nationale Hochschulsysteme im Kontext der Internationalisie-
rung? Welche sind die genauen internen und externen Kausalmechanis-
men, die die gegenwärtigen Reformen vorantreiben? Wie wirken sich die-
se Veränderungen auf die Machtverteilung und Interaktionsmuster zwi-
schen staatlichen, akademischen und gesellschaftlichen Akteuren aus? 

Insbesondere die politikwissenschaftliche Komparatistik bietet uns 
Erklärungen der unterschiedlichen Reformgeschwindigkeiten einzelner 
Länder und Hochschulsysteme sowie der unterschiedlichen nationalen 
Reaktionen auf Internationalisierungs- bzw. Europäisierungsprozesse. 
Der Fokus der Politikwissenschaft auf nationale politische, insbesondere 
hochschulpolitische Institutionen ermöglicht es ebenso, das Wechselspiel 
zwischen nationalen und internationalen Einflussfaktoren auf eine stabi-
lere analytische und empirische Basis zu stellen. Darüber hinaus kann die 
Politikwissenschaft mit ihrem inhärenten Fokus auf Macht und strategi-
sche Interaktionen Aufschluss über die Entstehung und Funktionsweise 
neuer multilateraler Mehrebenen-Governance-Formen geben. Aufgrund 
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der vielen neuen Erkenntnisse, die die Politikwissenschaft in den letzten 
Jahren zur Hochschulforschung beigetragen hat, ist zu hoffen, dass es 
sich bei den gegenwärtigen stärkeren Synergien zwischen Disziplin und 
Forschungsfeld nicht nur um einen ‚Bologna-Boom‘ handelt, sondern 
vielmehr um einen langfristigen Trend, der in Zukunft beide weiterhin 
bereichern wird. 
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